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Herr Hansen, was pas-
siert, wenn die seit fast
zwei Jahren ruhenden Pla-
nungen für den Bau eines
Steinkohlekraftwerkes in
Dörpen urplötzlich doch
wieder aufgegriffen werden
oder angenommen schon
morgen ein neuer Investor
auf der Matte steht, um ein
solches Kraftwerk in Dör-
pen zu bauen?
Zunächst möchte ich beto-

nen, dass es sich um eine hy-
pothetische Fragestellung
handelt. Es gibt derzeit kei-
nerlei Hinweise, dass ein
neuer Investor mit einer ent-
sprechenden Zielsetzung an
uns herantreten könnte. Soll-
te dieser Fall eintreten, müss-
te der dann amtierende Ge-
meinderat sich neu mit dem
Thema auseinandersetzen
und entscheiden , ob und un-
ter welchen Voraussetzun-
gen die Gemeinde solche Pla-
nungen unterstützen will.
Das wäre ein ganz normaler
Vorgang, wie er bei allen po-
tenziellen Industrieansied-
lungen praktiziert wird.

Was hat die Verwaltung
dann zu tun?
Die Verwaltung hätte die

Aufgabe, den Rat zu infor-
mieren und entsprechende
Beschlüsse vorzubereiten.
Wie auch immer der Rat
dann entscheidet, hat die
Verwaltung die Aufgabe, die-
se Beschlüsse umzusetzen.

Wenn die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durch das
Gewerbeaufsichtsamt Ol-
denburg durch einen neuen
Antragsteller fortgesetzt
wird und die Prüfung er-
gibt, dass keine bau- und
planungsrechtlichen Ein-
wände gegen die Errich-
tung eines Kohlekraftwerks

bestehen: Kann die Ge-
meinde den Bau trotzdem
verhindern, ohne schaden-
ersatzpflichtig zu werden?
Und wenn ja, wie?
Das Gewerbeaufsichtsamt

könnte einen möglichen An-
trag auf Erteilung einer Ge-
nehmigung nach dem Bun-
desimmissionsschutzgesetz
nur dann bewilligen, wenn
ein rechtskräftiger Bebau-
ungsplan die beantragte An-
lage zulässt. Da der Bebau-
ungsplan aber nur von der
Gemeinde beschlossen wer-
den kann, ist die Erteilung ei-
ner Genehmigung ohne akti-
ve Beteiligung der Gemeinde
Dörpen definitiv ausge-
schlossen. Eine positiv abge-
schlossene Umweltverträg-
lichkeitsprüfung ist für einen
Investor somit allein wertlos.
Um eine nicht gewollte An-
siedlung zu verhindern,
müsste die Gemeinde über-
haupt nichts unternehmen.
Wenn die Gemeinde sich pas-
siv verhält, kann auf dem
Grundstück weder ein Kraft-
werk noch jede andere Indus-
trieanlage gebaut werden. Im
Gegenteil müsste die Ge-
meinde aktiv werden und ei-
nen entsprechenden Bebau-
ungsplan beschließen, um ei-
ne Ansiedlung möglich zu

machen. Kein Investor hat ei-
nen Anspruch auf Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes.
Somit kann auch kein Scha-
denersatzanspruch entste-
hen, wenn ein Bebauungs-
plan nicht aufgestellt wird.

Die Gemeinde nimmt für
sich unverändert in An-
spruch, jederzeit die Pla-
nungshoheit über die für
das Kraftwerk vorgesehe-
nen Flächen zu haben. Wie
ist rechtlich sichergestellt,
dass ein Wiederaufleben
der Planungen für ein
Kohlekraftwerk durch Rat
und Verwaltung verhin-
dert werden kann?
Die Planungshoheit der

Gemeinden für das eigene
Gemeindegebiet ist im Bau-
gesetzbuch festgeschrieben.
In § 1 Abs. 3 BauGB ist aus-
drücklich geregelt, dass kein
Anspruch auf eine Bauleit-
planung begründet werden
kann. Niemand kann die Ge-
meinde also zwingen, einen
B-Plan zu beschließen. Ohne
einen B-Plan ist eine Bebau-
ung aber nicht zulässig. Zu-
sätzlich haben wir im Kauf-
vertrag vereinbart, dass die
Planungshoheit der Gemein-
de nicht berührt wird und
keine Verpflichtung zur Auf-
stellung eines Bebauungspla-
nes besteht.

Was spricht gegen einen
Kohlekraftwerksausstiegs-

beschluss durch den Rat?
Es laufen wie gesagt keine

Planungen für den Bau eines
Kohlekraftwerks in Dörpen.
Es gibt somit auch nichts,
woraus die Gemeinde aus-
steigen könnte. Im Gegenteil
müsste die Gemeinde in die
Planungen neu einsteigen,
wenn ein neuer Investor kä-
me und den Gemeinderat
überzeugen würde, eine sol-
che Ansiedlung zu unterstüt-
zen.

Was spricht gegen die For-
derung der BI, wenn auch
der politische Wille ein
Kohlekraftwerk inzwischen
ablehnt?
Der Rat hat sich mit der

Frage, ob man ein Kohle-
kraftwerk grundsätzlich und
für alle Zeit unter allen Um-
ständen ablehnt, überhaupt
nicht befasst. Niemand kann
also in dieser Frage behaup-
ten, den politischen Willen
der Gemeinde zu vertreten.
Schon gar nicht geht das für
den Willen eines neuen Ra-
tes, der erst noch gewählt
werden muss.

Die Grundstücke sind nach
wie vor im Besitz der Pro-
jektgesellschaft STKW
Energie Dörpen. Die Ge-
meinde hat stets betont, die
Flächen erst zurückzukau-
fen, wenn es neue Interes-
senten gibt. Warum?
Das hat wirtschaftliche

und fiskalische Gründe. Wür-
de die Gemeinde die Flächen
zurückkaufen, ohne dass es
neue Interessenten gibt, wür-
de dies eine große Summe
Kapital binden. Bei der der-
zeitigen Finanzlage der Ge-
meinde könnte dieses Kapi-
tal nur über Kredite aufge-
bracht werden. Ohne Zweifel
wäre die Gemeinde in der La-
ge, diese Kredite zu finanzie-
ren, weil ja der entsprechen-
de Gegenwert der Grundstü-
cke dahintersteht. Die einge-
setzten Finanzmittel würden
mit dem Wiederkauf zurück-
fließen und somit nur vorü-
bergehend die Verschuldung
erhöhen. In der Zeit zwi-
schen Rückkauf und Wieder-
verkauf müsste das Kapital

jedoch verzinst werden. Die-
se Zinskosten sparen wir,
wenn wir die Flächen im Ei-
gentum der STKW Energie
Dörpen belassen. Auf der an-
deren Seite hätten wir bei ei-
nem sofortigen Rückkauf
keinerlei Vorteile. Durch die
Vertragsgestaltung ist sicher-
gestellt, dass das Grundstück
weder ohne Zustimmung der
Gemeinde weiterveräußert
noch gegen die Interessen
der Gemeinde genutzt wer-
den kann. Im Bedarfsfall ha-
ben wir eine jederzeitige und
schnelle Zugriffsmöglichkeit.

Was spricht gegen einen
sofortigen Rückkauf? Das
wäre doch das deutlichste
Signal, oder?
Reine Symbolpolitik war

noch nie Sache der Gemeinde
Dörpen. Wie bereits erläu-
tert, würde die mit dem
Rückkauf verbundene Kapi-
talbindung Zinskosten verur-
sachen. Es ist nicht einzuse-
hen, dass die Gemeinde ohne
jeden Zusatznutzen Kosten
auf sich nimmt, nur um ein
politisches Signal zu setzen.

Die Gemeinde hat für die
geplanten Flächen rund
drei Millionen Euro kas-
siert. Wofür wurde das
Geld aus dem Grund-
stücksverkauf verwendet?
Und welche Mitgestal-
tungsmöglichkeiten hat die
Gemeinde, dass die STKW
die Flächen nicht an Dritte
weiterverkaufen kann? 
Den von Ihnen genannten

Verkaufserlös werde ich
nicht kommentieren. Grund-
stücksangelegenheiten un-
terliegen einer strengen Ver-
schwiegenheitspflicht und
werden daher in nicht öffent-
licher Sitzung behandelt. Im
Kaufvertrag ist geregelt, dass
ein Weiterverkauf der Fläche
an Dritte in unbebautem Zu-
stand ohne Zustimmung der
Gemeinde ausgeschlossen
wird. Bebauen kann der In-
vestor das Grundstück auf-
grund des fehlenden Bebau-
ungsplanes nicht. Außerdem
ist das Rückübertragungs-
recht der Gemeinde grund-
buchlich abgesichert. Ein
Weiterverkauf kann also de-
finitiv nur erfolgen, wenn die
Gemeinde zustimmt und auf
ihr Rückübertragungsrecht
verzichtet.

Um die Frage nach der Ver-
wendung der Verkaufserlöse
zu beantworten, möchte ich
zunächst darauf hinweisen,
dass erhebliche Teile der an
die STKW Energie Dörpen
verkauften Flächen zu Be-
ginn der Kraftwerksplanun-
gen im Privateigentum ver-
schiedener Landwirte stand.
Ein beträchtlicher Teil der
Kauferlöse musste also dafür
verwendet werden, die Flä-
chen erst einmal von Privat-
eigentümern zu kaufen. Zu-
treffend ist aber, dass der

Verkauf der schon langfristig
im Gemeindeeigentum be-
findlichen Flächen zusätzlich
einen nennenswerten Betrag
in die Kasse der Gemeinde
gespült hat. Im Jahr 2007 war
im Haushalt der Gemeinde
Dörpen eine Kreditaufnah-
me von rund 1,55 Millionen
Euro veranschlagt. In erster
Linie sollte damit der Neu-
bau des Medizinischen Ver-
sorgungszentrums finanziert
werden. Unter anderem we-
gen der Einnahmen aus dem
Grundstücksverkauf konnte
auf diese Kreditaufnahme
vollständig verzichtet wer-
den. Trotz stark rückläufiger
Steuereinnahmen in den
letzten Jahren musste die Ge-
meinde Dörpen bis heute kei-
ne neuen Darlehen aufneh-
men. Zum Ende des Jahres
2010 verfügte die Gemeinde
Dörpen über eine allgemeine
Rücklage von rund 687 000
Euro. Dem steht ein Schul-
denstand von lediglich
303 000 Euro gegenüber. Zu-
sammenfassend kann festge-
stellt werden, dass die Ge-
meinde Dörpen mit den Ein-
nahmen aus dem Grund-
stücksverkauf äußerst solide
gewirtschaftet und die Mittel
ausschließlich zur Schulden-
vermeidung verwendet hat.

Begründen Sie bitte, war-
um Dörpen zwingend po-
tenzieller Standort für ein
Großkraftwerk bleiben soll,
wie es im Landesraumord-
nungsprogramm bezie-
hungsweise im Regionalen
Raumordnungsprogramm
derzeit vorgesehen ist!
Ich sehe die Ausweisung

als Vorrangstandort für
Großkraftwerke als Aus-
zeichnung und großen Ver-
marktungsvorteil. Die Aus-
weisung ist aufgrund der be-
sonderen logistischen Vorzü-
ge des Dörpener Industriege-
bietes erfolgt. Diese logisti-
schen Vorteile sind auch für
andere Industriebranchen
interessant. Wo ein Groß-
kraftwerk gebaut werden
kann, kann auch nahezu je-
der andere industrielle Groß-
betrieb angesiedelt werden.

Verlieren die Grundstücke
in dem Moment an Wert,
in dem die Gemeinde öf-
fentlich erklärt, dass die
Flächen kein „Kraftwerks-
erwartungsland“ mehr
sind?
Der Wert der Grundstücke

resultiert aus der logisti-
schen Vorzugslage der Fläche
mit Zugang zum Küstenka-
nal und mit Bahnanschluss-
möglichkeit und nicht aus
dem Umstand, dass hier mal
ein Kraftwerk gebaut werden
sollte. Die Flächen bleiben
daher in jedem Fall unverän-
dert wertvoll.

Müsste die Gemeinde die
Grundstücke in diesem

Fall sofort (und verlust-
reich) zurücknehmen? Gibt
es einen vertraglich zugesi-
cherten Rücknahmepreis?
Und wenn ja, wie hoch ist
dieser?
Die Gemeinde hat in kei-

nem Fall die Verpflichtung,
die Grundstücke zurückzu-
nehmen. Sie hat aber das im
Grundbuch abgesicherte
Recht, die Grundstücke zu-
rückzuverlangen. Für die in
Heede gelegenen Flächen,
die als Ausgleichsflächen
vorgesehen waren, ist dieses
Recht bereits ausgeübt wor-
den. Da wir nur ein Rück-
übertragungsrecht, aber kei-
ne Rückübernahmever-
pflichtung haben, befindet
sich die Gemeinde Dörpen
in einer sehr komfortablen
Position. Für den Fall einer
Rückübertragung ist ein
Rückkaufpreis fest verein-
bart. Ich kann Ihnen versi-
chern, dass der Rückkauf-
preis dem Marktwert ange-
messen ist. Es ist ausge-
schlossen, dass der Gemein-
de durch einen eventuellen
Rückkauf ein finanzieller
Schaden entsteht.

Wenn die Gemeinde durch
einen Beschluss das Pro-
jekt bewusst abbricht, hat
der Investor dann An-
spruch auf sofortige Rück-
gabe und Erstattung aller
Projektkosten durch die
Gemeinde?
Das Projekt ist von EnBW

und BKW selbst für beendet
erklärt worden. Die Gemein-
de hat die Beendigung des
Projektes in keiner Weise
mit zu verantworten. Es gibt
also kein Projekt, das die Ge-
meinde Dörpen jetzt noch
beenden könnte. Schon aus
dieser Tatsache heraus, ist
ein solcher Anspruch ausge-
schlossen. Selbst für den
Fall, wenn die Gemeinde
sich geweigert hätte, das B-
Planverfahren zum Ab-
schluss zu bringen, und da-
mit ihrerseits das Projekt ge-
stoppt hätte, war vertraglich
geregelt, dass ein Schaden-
ersatzanspruch ausgeschlos-
sen ist.

Welche konkreten Schritte
will die Gemeinde gehen,
um die ausgewiesenen
Flächen anders nutzen zu
können?
Wir bewerben die Flächen

schon seit geraumer Zeit auf
unserer Homepage und ha-
ben auch schon verschiede-
ne Anzeigen in Wirtschafts-
magazinen geschaltet. Wir
lassen keine Gelegenheit
aus, auf die Vorzüge dieses
Standortes hinzuweisen.
Wenn es konkrete attraktive
Ansiedlungsinteressenten
gibt, werden wir in unserer
gewohnt schnellen und sorg-
fältigen Art eine auf diese
Ansiedlung zugeschnittene
Bauleitplanung auflegen.

Von Gerd Schade

DÖRPEN. Die Diskussion um
die vor fast zwei Jahren ein-
gestellten Planungen für ein
Steinkohlekraftwerk in Dör-
pen ist vor der Kommunal-
wahl am kommenden Sonn-
tag wieder aufgeflammt –
für die einen unverständlich,
für andere unumgänglich.
Während das Kraftwerk für
führende CDU-Kommunal-
politiker nach eigenen An-
gaben „Vergangenheit“ ist
(wir berichteten), fordert
die Bürgerinitiative (BI)
„Saubere Energie“ binden-
de Beschlüsse der politi-
schen Entscheidungsträger,
die den Bau eines Kohle-
kraftwerkes in Dörpen un-
möglich machen. Mit klaren
Worten und so deutlich wie
in der Kraftwerksdebatte öf-
fentlich bisher nicht nimmt
der Dörpener Gemeindedi-
rektor Hans Hansen im In-
terview mit unserer Zeitung
Stellung zu dem Thema.

Hansen zu Kohlekraftwerk in Dörpen: Planungshoheit unberührt, finanzieller Schaden ausgeschlossen

„Ohne Beteiligung der Gemeinde geht nichts“

Hans Hansen 

Das Interview 
im Wortlaut

Weit über 400 Gläubige feiern Feldgottesdienst auf dem Hof Cloppenburg in Lehe

Unter freiem Himmel haben sich
am vergangenen Samstag weit
über 400 Gläubige auf dem Hof
der Familie Hermann Cloppenburg
in Lehe zu einem Gottesdienst ver-

sammelt. Dazu hatte die neue
Pfarreiengemeinschaft Aschen-
dorf, Brual, Lehe, Neulehe, Neur-
hede und Rhede eingeladen. Ab-
ordnungen von über 20 Vereinen

und Verbänden, darunter Schüt-
zen, Kolpinger sowie Vertreterin-
nen der Katholischen Frauenge-
meinschaft Deutschlands, bilde-
ten mit ihren Vereinsfahnen einen

festlichen Rahmen. Musikalisch
umrahmt wurde der Open-Air-
Gottesdienst von der Musikband
des Papenburger St.-Lukas-Hei-
mes unter der Leitung von Charly

Kampeling. Unter dem Motto „Wir
tragen füreinander Verantwor-
tung“ zelebrierten die Pfarrer Ul-
rich Högemann (r.) und Josef Fled-
dermann die heilige Messe.Foto: wm

gs ASCHENDORF. Der Ver-
ein „helping hands“ verbin-
det seinen Tag der offenen
Tür am kommenden Sonn-
tag, 11. September, in
Aschendorf mit einem „Tag
der 100 Kuchen“. Besucher
der Vereinshallen im
Schatten der ADO Gardi-
nenwerke beziehungswei-
se Jansen-Tore an der Hün-
testraße können nach An-
gaben von Vereinschef
Hansi Brake von 11 bis 17
Uhr zwischen 100 verschie-
denen Kuchen wählen, de-
ren Stücke gegen ein klei-
nes Entgelt zu haben sind.
Mit dem Erlös will der Ver-
ein einen von insgesamt
sechs 40-Tonnen-Lkw fi-
nanzieren, der im Herbst
mit Hilfsgütern nach Ru-
mänien rollen soll. Ein
Lkw-Transport kostet den
Verein, der sich seit Jahren
in der Rumänienhilfe en-
gagiert, nach Angaben sei-
nes Vorsitzenden mehr als
3000 Euro. Apropos Hilfs-
güter: Dringend benötigt
werden nach den Worten
Brakes Fahrräder und
Schuhe. Beides könne am
Tag der offenen Tür gerne
abgegeben werden.

100 Kuchen
zum Tag der
offenen Tür

PAPENBURG. Die Volks-
hochschule Papenburg
(VHS) lädt ab Samstag, 10.
September, zu einem
Schnupperkurs Golfspielen
ein. Interessenten wird die
Möglichkeit geboten, auf
der Golfanlage in Papen-
burg einen Einblick in die
Sportart zu gewinnen. Der
Kursus findet wöchentlich
am 10., 17. und 24. Septem-
ber sowie 1. Oktober jeweils
von 16 bis 17 Uhr und am
Mittwoch, dem 21. Septem-
ber, von 19 bis 20.30 Uhr
statt. Infos unter Telefon
0 49 61/92 23 17.

VHS: Golfspielen
zum Kennenlernen

KOMPAKT

MEPPEN. Immer mehr Frau-
en übernehmen Aufgaben in
der Organisation und Buch-
haltung in landwirtschaftli-
chen Unternehmen. Deshalb
bietet die Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen das
Qualifizierungsangebot „Ag-
rar-Büromanagerin“ an. Ab
November findet der aus 114
Unterrichtsstunden beste-
hende Kursus in Meppen
statt. Am morgigen Mitt-
woch, 7. September, beginnt
um 9.30 Uhr dazu eine Infor-
mationsveranstaltung in der
Bezirksstelle Meppen. Infos
unter Tel. 0 59 41/926 50.

Qualifizierung zum
Agrar-Büromanager

LATHEN. Es sind noch Plätze
für die „Musikalische Früher-
ziehung“ an der Musikschule
Lathen frei. Fünfjährige Vor-
schulkinder können dort
freitags ab 15.15 Uhr Musik
selbst machen, hören und da-
zu tanzen und singen. Weite-
re Informationen zu den Zie-
len und Inhalten sowie An-
meldungen unter Tel.
0 59 31/9 80 60.

Musikalische
Früherziehung startet

PAPENBURG. Die Volks-
hochschule Papenburg bietet
neue Yogakurse an. Stattfin-
den werden die Kurse „Hor-
mon-Yoga für Frauen“ ab
Freitag, 9. September, von 9
bis 10.30 Uhr, „Yoga-sanfter
Einstieg in die Woche“ am 12.
September von 8.30 bis 10.45
Uhr und „Yoga für den Rü-
cken“ ab Dienstag, 13. Sep-
tember, von 15 bis 16.30 Uhr
in der Marktschule. Informa-
tionen und Anmeldung unter
0 49 61/92 23 17.

Neue Kurse für
Yoga bei der VHS


